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L a n d t a g s b e s c h l u s s

Der Landtag hat am 22. Dezember 2021 das Gesetz zur Änderung des Gesund-
heitsdienstgesetzes und anderer Vorschriften zur Umsetzung der Eingliederung 
des Landesgesundheitsamtes in das Sozialministerium beschlossen und folgende 
Berichtspflicht in § 2a des Gesundheitsdienstgesetzes aufgenommen (vgl. Ge­
setzesbeschluss Drucksache 17/1466):

Die Auswirkungen dieses Gesetzes werden spätestens zum 31. Dezember 2024 
durch die Landesregierung unter Mitwirkung der kommunalen Landesverbände 
hinsichtlich der Effizienz der Verwaltungsabläufe durch die Eingliederung des 
Landesgesundheitsamtes in das Sozialministerium überprüft. Die Landesregie-
rung unterrichtet den Landtag über das Ergebnis der Überprüfung.

B e r i c h t

Mit Schreiben vom 15. Dezember 2025, Az.: SM12-0202.0-4/1/4 berichtet das 
Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration im Namen der Landesregie-
rung wie folgt:

Mitteilung
der Landesregierung

Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss des Landtags; 
hier:	� Überprüfung der Auswirkungen des Gesetzes zur Ände-

rung des Gesundheitsdienstgesetzes 
	 – �Eingliederung des Landesgesundheitsamtes in das 

Sozialministerium

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.
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Bericht über die Eingliederung des Landesgesundheitsamts gemäß § 2a ÖGDG  

Vorbemerkung 

Das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration (SM) wurde mit Kabinettsbeschluss 
vom 27. Juli 2021 beauftragt, das Landesgesundheitsamt (LGA) aus den Strukturen des Regie-
rungspräsidiums Stuttgart (RPS) in das SM bis zum 31. Dezember 2021 finanzneutral einzuglie-
dern. Zum 1. Januar 2022 wurde das LGA daraufhin als neue Abteilung 7 in das SM eingegliedert. 

Ziel der Eingliederung war es, den Öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) in seiner bisherigen 
Form neu zu strukturieren und nachhaltig zu stärken, klare Strukturen zu schaffen und Zustän-
digkeiten zusammenzuführen sowie Synergieeffekte zu schaffen. Darüber hinaus sollten die Wei-
chen für eine Stärkung und Neustrukturierung der fachlichen Expertise im Gesundheitsbereich 
gestellt werden. Zudem sollten die Kostentransparenz, die Koordination zwischen dem SM und 
dem LGA, der Ressourceneinsatz und die Kostenkalkulation der vom LGA für die Öffentlichkeit 
erbrachten Leistungen verbessert werden. Darüber hinaus sollte die Beraterfunktion des LGA mit 
seiner fachlichen Expertise gestärkt werden, um den ÖGD in Baden-Württemberg neu auszurich-
ten. 

Im Zuge der Eingliederung waren zahlreiche redaktionelle Änderungen unter anderem im Gesetz 
über den öffentlichen Gesundheitsdienst Baden-Württemberg (ÖGDG BW) sowie in weiteren Ge-
setzen und Verordnungen erforderlich. Der Normenkontrollrat hatte in diesem Zusammenhang 
darauf hingewiesen, dass die Eingliederung von operativen Verwaltungszuständigkeiten in den 
Zuständigkeitsbereich von Ministerien die Effizienz von Verwaltungsabläufen verringern könnte. 
Er empfahl daher, in den Gesetzentwurf eine Evaluierung aufzunehmen. Auf diese Weise könne 
geprüft werden, wie sich die Eingliederung auf Verwaltungsabläufe ausgewirkt habe. Dem wurde 
durch die Einführung von § 2a ÖGDG BW Rechnung getragen. 

Danach wurden die Auswirkungen dieses Gesetzes zum Stichtag 31. Dezember 2024 durch die 
Landesregierung unter Mitwirkung der Kommunalen Landesverbände hinsichtlich der Effizienz 
der Verwaltungsabläufe durch die Eingliederung des LGA in das SM überprüft. Die Landesregie-
rung unterrichtet den Landtag über das Ergebnis dieser Überprüfung wie folgt:  
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Bericht über die Ergebnisse der Überprüfung im Einzelnen: 

1. Organisatorische Umsetzungsschritte 

a. Bericht aus der Projektgruppe Eingliederung 2021/22 

Im September 2021 hat das SM eine Projektgruppe unter Beteiligung aller relevanten Akteurin-
nen und Akteure eingesetzt. Primär beteiligt waren das RPS inkl. des damals noch dort ansässi-
gen LGA sowie das SM. Darüber hinaus waren das Ministerium des Inneren, für Digitalisierung 
und Kommunen (IM), das Ministerium für Finanzen (FM), das Ministerium für Ernährung, Ländli-
cher Raum und Verbraucherschutz (MLR) im Hinblick auf die Zuständigkeit bei der Trinkwas-
serüberwachung sowie die BITBW beteiligt. In personeller, rechtlicher, organisatorischer und 
technischer Hinsicht wurde die Eingliederung des LGA in das SM in der ersten Hälfte der Legisla-
tur weitgehend abgeschlossen. Hierzu wurden die Stellenbewirtschaftung sowie die IT-Betreu-
ung bei den Referaten in Abteilung 1 des SM zusammengeführt und Doppelstrukturen aufgelöst. 
Gleichzeitig wurden organisatorische Regelungen auf die neue Abteilung 7 übertragen und ver-
einheitlicht. So wurde zum Beispiel die Ebene der Sachgebietsleitungen aufgelöst und in die Re-
feratsstrukturen überführt und alle relevanten Zuständigkeiten für den ÖGD in Abteilung 7 ge-
bündelt. Somit konnte in Abteilung 7 neben der fachlichen Leitstelle für den ÖGD auch die Auf-
sicht über den ÖGD verortet werden. 

Zur Fachaufsicht des MLR über die Trinkwasserüberwachung trafen SM und MLR im Jahr 2021 
eine Vereinbarung im Hinblick auf eine vertrauensvolle und organisatorisch wie wirtschaftlich ef-
fiziente Sicherstellung der Aufgabenerledigung. 

b. Überführung des Landesbetriebs in kamerale Strukturen und Errichtung von zwei nicht 
rechtsfähigen Anstalten öffentlichen Rechts 

Zeitgleich mit der Entscheidung zur Eingliederung des LGA wurde beschlossen, den Landesbe-
trieb, in dessen Form das LGA bis dahin gemäß § 26 LHO geführt wurde, aufzulösen. Damit wurde 
eine entsprechende Empfehlung des Rechnungshofs aufgegriffen (Denkschrift 2011, Beitrag Nr. 7, 
LtDrs. 15/107). 

Als herausfordernd erwies sich der Zeitpunkt zur Auflösung des Landesbetriebs. Die Kabinetts-
vorlage zur Eingliederung des LGA in das SM vom Juli 2021 sah hierfür den 31. Dezember 2022 
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vor. Die BITBW konnte allerdings eine Überführung des LGA in das kamerale Haushaltsmanage-
mentsystem zu diesem Zeitpunkt nicht realisieren, da dieses im Rahmen von RePro BW auf Basis 
von SAP S/4 HANA neu aufgebaut wurde und eine nachträgliche Erweiterung des RePro-Projek-
tauftrags um die Eingliederung des LGA insgesamt nicht sinnvoll gewesen wäre. Die Überfüh-
rung erfolgte deshalb erst zum 1. Januar 2025. 

(1) Überführung des Landesbetriebs LGA in kamerale Strukturen – Projektgruppentätigkeit 
und erreichte Ziele 

Um die doppische Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landesbetriebs LGA in die kameralen 
Strukturen zu überführen, wurde Anfang 2024 begleitend zur Planaufstellung 2025/26 eine in-
terdisziplinäre Projektgruppe gegründet. 

Die Tätigkeit der Projektgruppe konzentrierte sich auf folgende Punkte: 

- die Aufstellung eines ersten kameralen Haushaltsplanes für das LGA, 
- die Definition der zusammenzuführenden Haushaltspositionen bei Querschnittsaufgaben, 
- die Klärung etwaiger steuerrechtlicher Fragen, die im Zusammenhang mit den bestehenden 

Betrieben gewerblicher Art des LGAs bestehen, sowie 
- die Einführung des SAP S/4 HANA-Systems in der Abteilung LGA. 

Ferner war die Zusammenarbeit mit externen Akteurinnen und Akteuren (BITBW, SAP-Compe-
tence Center, FM, diverse externe Dienstleister) laufend zu koordinieren. 

Folgende Punkte, die die Projektgruppe in Form von Arbeitspaketen bearbeitet hat, konnten zum 
1. Januar 2025 in praktikable Lösungen überführt werden: 

- Die für die Tätigkeit des LGA zur Verfügung gestellten Haushaltsmittel wurden im Einzelplan 
09 im Kapitel 0923 veranschlagt. Mittelumschichtungen wurden in Form von Haushaltsplan-
vermerken für die Öffentlichkeit transparent gemacht. 

- Mittel für Querschnittsaufgaben wie z.B. Dienstreisen, Geschäftsbedarf, Büro-Informations-
technik und Fortbildungen wurden in den Kapiteln 0901 und 0902 zentralisiert. 
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- Um eine bessere Wahrnehmbarkeit der eigentlichen Dienstleistungsbereiche des LGA zu er-
reichen, wurden die beim LGA steuerrechtlich bestehenden „Betriebe gewerblicher Art“ zum 
1. Januar 2025 als nicht rechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts errichtet (siehe auch 
Ziffer 1 b Nr. 3). 

- Das eingeführte SAP S/4 HANA-System konnte zum 1. Januar 2025 im LGA produktiv gesetzt 
werden. Mit der Einführung von SAP S/4 HANA und speziell des SAP-Moduls „Vendor Invoice 
Management“ („VIM“) wurden die Bestell- und Rechnungsbearbeitungsprozesse digitalisiert. 
Bis zum 31. Dezember 2024 erfolgte die Rechnungsbearbeitung im LGA noch weitgehend in 
Papierform. 

(2) Produktivsetzung des SAP-ERP-Systems und Ausblick auf die Effizienz der Verwaltungsab-
läufe 

In den ersten Januarwochen 2025 konnten Daten erfolgreich vom Serviceportal BW in die E-Akte 
sowie in das SAP-System, Modul VIM, übertragen werden. Die Datenübertragung zwischen den 
Fachvorverfahren und SAP war damit grundsätzlich funktionsfähig. Weitere Arbeiten für einen 
reibungslosen Ablauf sind seither noch erforderlich und dauern an. 

Es kann jedoch bereits jetzt festgestellt werden, dass die oben beschriebenen Medienbrüche ab 
1. Januar 2025 mit der Einführung von SAP VIM beseitigt werden konnten. Kostentransparenz 
und eine angemessene Planung der Sachausgaben ist durch die Einführung der kameralen Rech-
nungslegung in Abteilung 7 – LGA erreicht. 

(3) Errichtung der nicht rechtsfähigen Anstalten Akademie am LGA und Labor am LGA  

Mit Wirkung zum 1. Januar 2025 hat das SM die nicht rechtsfähigen Anstalten „Akademie am 
Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg“ und „Labor am Landesgesundheitsamt Baden-
Württemberg“ errichtet. Die Gründung der Anstalten hatte insbesondere zum Ziel, die operativ 
tätigen Organisationseinheiten eigenständig darzustellen, inklusive eines eigenen Außenauf-
tritts, und damit auch zur weiteren Erhöhung der Sichtbarkeit des ÖGD beizutragen. 

Auf dem Gebiet der Aus-, Fort- und Weiterbildung hatte schon das LGA im RPS den umfassenden 
Auftrag inne, die Qualifikationen und fachlichen Kompetenzen der Beschäftigten im ÖGD zu stär-
ken. Mit der „Akademie am Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg“ wird dieser Auftrag in 



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 10076

6

 

 
Seite 5 von 9 

der Struktur einer Anstalt eigenständig fortgesetzt und soll in Zukunft auch im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Ressourcen ausgebaut werden. Mit der Schaffung der notwendigen Struk-
turen innerhalb der Abteilung 7 bleibt die Nähe zur Fachlichkeit sowie Fachaufsicht im ÖGD er-
halten, was die Abstimmungs- und Informationswege vereinfacht und das Handeln effizient blei-
ben lässt. Die Eingliederung dieses operativen Bereichs in die Abteilung des SM gestaltete sich 
damit im Großen und Ganzen unproblematisch.  

Das Gleiche gilt auch für das „Labor am Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg“. Durch die 
kurzen Abstimmungswege haben sich insbesondere Beschaffungsverfahren z. B. von Investiti-
onsgütern sowie die Etablierung neuer Untersuchungsverfahren (z.B. Abwassersurveillance) be-
schleunigt. Zudem erfolgte eine Umstrukturierung innerhalb der Abteilung 7, die eine engere Ver-
zahnung des Laborbereichs mit dem Gesundheitsschutz ermöglicht. Gleichzeitig bleibt der zwin-
gend notwendige fachliche Austausch zwischen den Einheiten des LGA als fachliche Leitstelle 
und des Labors zur Unterstützung der Fachebene erhalten.  

Beide Anstalten unterstehen der Fach- und Dienstaufsicht des SM. Außerdem untersteht das 
LGA-Labor im Rahmen der Trinkwasserüberwachung und -untersuchung der Fachaufsicht des 
MLR. 

Die Gründung der nicht rechtsfähigen Anstalten des öffentlichen Rechts führt innerhalb der 
Fachaufsicht des SM nicht zu Veränderungen des bisherigen Aufgabenzuschnitts und hat keine 
finanziellen Auswirkungen. 

2. Zusammenführung von Fachaufsicht und fachlicher Leitstelle 

Das SM ist als oberste Landesbehörde für die Gesundheitspolitik des Landes verantwortlich und 
verfolgt wichtige strategische Aufgaben wie die Neuausrichtung des ÖGD in Richtung Public 
Health. Zugleich hat es die Fachaufsicht über die Regierungspräsidien als höhere Gesundheits-
behörden sowie über die Gesundheitsämter inne. 

Das SM verfügte vor der Eingliederung des LGA in das SM über begrenzte Personalressourcen 
auf der Fachebene, während die Ressourcen beim LGA in größerer Zahl und durch die ausgewie-
senen Expertinnen und Experten mit Spezialkenntnissen vorhanden war. Durch die Eingliederung 
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konnten im SM Strukturen geschaffen werden, die einen effizienten und optimalen Austausch 
zwischen Verwaltung und Fachlichkeit und somit eine strategische Aufgabenabstimmung er-
möglichen. Bezüglich des Bereichs der Trinkwasserüberwachung muss zukünftig stärker beach-
tet werden, dass hier die politische und fachliche Verantwortung beim MLR liegt. Dies gilt insbe-
sondere für die Bearbeitung von Stellungnahmen oder Anfragen zu trinkwasserrechtlichen Fra-
gen, einschließlich Voten im Gesetzgebungsverfahren. 

Die positiven Auswirkungen im SM betreffen nicht nur die Eingliederung des LGA als Abteilung 7, 
sondern auch die damit einhergegangene Umstrukturierung innerhalb des SM. Für einen Effizi-
enzgewinn sind die Bereiche ÖGD und Gesundheitsschutz von der Abteilung 5 (Gesundheit) in 
die Abteilung 7 (LGA) überführt und somit fachlich zusammengeführt worden. Auch durch die 
Schaffung eines Referats, das sich mit den Grundsatz- und Rechtsfragen des ÖGD beschäftigt, 
konnten unterstützende Strukturen in Abteilung 7 geschaffen werden. Mit der Etablierung dieser 
unterstützenden Strukturen können die Regierungspräsidien als mittlere Fachaufsichtsebene 
noch besser eingebunden werden, womit das Ziel eines einheitlichen Gesetzesvollzugs effektiver 
sichergestellt werden kann. Die Eingliederung des LGA in das SM sowie die Fusion der Kompe-
tenzen im ÖGD in der Abteilung 7, namentlich die Aufgabe der obersten Fachaufsicht sowie die 
Aufgabe der wissenschaftlich geprägten Beratung und Unterstützung durch das LGA als Leit-
stelle im ÖGD, tragen dazu bei, dass die Fachaufsicht effizienter ausgeübt werden kann. Insbe-
sondere der Austausch zwischen den Fachaufsichtsebenen SM und Regierungspräsidien findet 
nunmehr durch das geschaffene Grundsatz- und Rechtsreferat in der Abteilung 7 des SM unter 
direkter Einbeziehung der Fachlichkeit der Leitstelle LGA, also der weiteren Fachreferate, statt 
und beschleunigt dadurch Entscheidungs- und Abstimmungsprozesse. Die Fachaufsicht, also die 
Überwachung der Recht- und Zweckmäßigkeit des Verwaltungshandelns der nachgeordneten 
ÖGD-Behörden, wird durch den unmittelbaren Einbezug der Fachlichkeit und des Expertenwis-
sens auf beiden Ebenen, des SM und der Regierungspräsidien, gestärkt. Insbesondere bei der 
fachaufsichtlichen Überwachung der Zweckmäßigkeit des Verwaltungshandelns auf der unteren 
Gesundheitsbehördenebene fördert die Einbeziehung des Fach- und Expertenwissens des LGA 
das verwaltungsmäßige Handeln der Fachaufsichtsbehörde.  

Ein zusätzlicher Effizienzgewinn entsteht durch den Austausch und beider konzeptionellen Ar-
beit der neu aufgestellten Referate innerhalb der Abteilung 7. Ebenso können Abstimmungspro-
zesse, die zuvor einen zweistufigen Abstimmungsprozess (Fachebene SM-LGA, SM intern) be-
durften, durch die Eingliederung effizienter gestaltet werden. Die fachlichen Impulse aus der Ab-
teilung 7 gehen unmittelbar an die Amtsspitze des SM und können von dort auf direktem Wege 
zurückgespiegelt werden. Diese Synergien führen zu Effizienzgewinnen. Die Vorteile der 
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Eingliederung dienen folglich allgemein der strukturellen und inhaltlichen Neuausrichtung des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes. 

Durch die Konzentration der Fachlichkeit einerseits sowie der Zusammenführung mit der obers-
ten Fachaufsicht über den ÖGD andererseits kann das SM die strategische Weiterentwicklung 
des ÖGD in Baden-Württemberg noch kraftvoller als zuvor vorantreiben. 

3. Bezüge zum Transformationsprozess ÖGD  

Flankierend zur Eingliederung des LGA ins SM und zum Zwecke der Weiterentwicklung der ÖGD-
Strukturen auf allen Verwaltungsebenen hat Abteilung 7 im Frühjahr 2023 einen Transformati-
onsprozess für den ÖGD in Baden-Württemberg eingeleitet. Die Erkenntnisse der Eingliederung 
des LGA sowie die praktische Zusammenführung der Fachaufsicht mit der fachlichen Leitstelle 
finden in dem begonnenen Prozess weiteren Raum zur Reflexion und Fortentwicklung strukturel-
ler und ggf. auch rechtlicher Rahmenbedingungen.  

Ziel des Transformationsprozesses ist es, den ÖGD als wichtigen Akteur im Gesundheitswesen 
weiter zu stärken. Hierzu bedarf es einer Fortführung des eingeleiteten Reformprozesses des 
ÖGD und der damit verbundenen konsequenten Weiterentwicklung in Richtung Public Health. 
Die Abteilung 7 des SM übernimmt dabei die zentrale Steuerungs- und Koordinierungsfunktion. 

Der Transformationsprozess ÖGD ist in einen strukturellen und einen inhaltlichen Teil gegliedert. 
Diverse Aspekte des Transformationsprozesses stehen in Zusammenhang mit dem Ziel, die be-
reits aus der Eingliederung des LGA ins SM gewonnene Effizienz des ÖGD weiter zu stärken, was 
wiederum mit der Neuaufstellung und dem neuen Selbstverständnis des LGA als neue Abtei-
lung 7 des SM in einem engen Zusammenhang steht. Zu den strukturellen Eckpunkten des Trans-
formationsprozesses zählt u.a. die Stärkung der Fachaufsicht und die Weiterentwicklung der Leit-
stellenfunktion der Abteilung 7 des SM. Diese Stärkung der Fachaufsicht ist insbesondere durch 
zeitgemäße Austauschformate geprägt, wie beispielsweise mehrmals jährlich stattfindende Vide-
okonferenzen mit den verschiedenen Ebenen und Behörden des ÖGD zu tagesaktuellen gesund-
heitspolitischen Themen, zur Vermittlung von Umsetzungshinweisen und schließlich zur Informa-
tion über anstehende Anpassungen im Verwaltungsvollzug. 
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Zudem findet einmal jährlich die Jahrestagung der Führungskräfte des ÖGD statt, in deren Rah-
men grundsätzliche Themen und Aktivitäten zur stetigen Weiterentwicklung und Zukunftssiche-
rung des ÖGD diskutiert und vorgestellt werden. Sämtliche Maßnahmen bzw. deren Umsetzung 
erfolgen im Rahmen der jeweils zur Verfügung stehenden Ressourcen. 

Ergebnis der Prüfung: 

Sowohl aus Sicht der Landesregierung als auch aus Sicht der Kommunalen Landesverbände hat 
sich die Eingliederung des LGA in das SM grundsätzlich bewährt. Mit der Eingliederung konnten 
Synergieeffekte durch die Bündelung von fachlichen und strategischen Kompetenzen und Res-
sourcen erzielt werden und die Sichtbarkeit und damit auch das Gewicht des öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes auf Landesebene deutlich „erhöht“ werden. Auf die Stellungnahmen des 
Landkreis- und Gemeindetags sowie des Städtetags wird verwiesen, siehe Anlagen a und b. Für 
das MLR und das Aufgabengebiet der Trinkwasserüberwachung entstand allerdings Mehrauf-
wand durch notwendige Abstimmungen grundsätzlicher Art und zu Einzelsachverhalten. Ände-
rungen bei der Zuständigkeit und Fachaufsicht für die Trinkwasserüberwachung waren mit der 
Eingliederung des LGA in das SM formal nicht verbunden.   

Aus Sicht der Verwaltungsstruktur steht die Eingliederung des LGA in das SM im Einklang mit 
dem dreistufigen Verwaltungsaufbau und führt diesen konsequent fort. Die Aufgabe des LGA als 
fachliche Leitstelle für den öffentlichen Gesundheitsdienst, die Landesregierung, die Regierungs-
präsidien und die Gesundheitsämter in Baden-Württemberg auf den Gebieten des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes zu beraten und zu unterstützen, passt zu den originären Aufgaben des SM 
als oberste Landesbehörde. 

Die von Seiten des Landkreistages sowie des Gemeindetages beschriebenen Abgrenzungs-
schwierigkeiten in der Außenwahrnehmung können sich bei einer rein thematischen Betrachtung 
ergeben, insbesondere im bereits genannten Themenspektrum von Health in all Policies (HIAP). 
Auf der Ebene der Landkreise wird HIAP nicht nur, aber auch in den Kommunalen Gesundheits-
konferenzen (KGKen) als Plattform zur Vernetzung realisiert, wobei die Geschäftsstellen der 
KGKen häufig, aber nicht zwingend bei den Gesundheitsämtern angesiedelt sind. 
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Bei der Betrachtung der Zuständigkeiten und der Aufsicht auf Landesebene reduzieren sich diese 
Abgrenzungsschwierigkeiten allerdings. Hier zeigt sich die klare Zuständigkeit der Abteilung 7 
des SM im Hinblick auf die Aufsicht und als fachliche Leitstelle für den ÖGD. 

Schnittmengen zwischen Abteilung 5 und 7 des SM bestehen hinsichtlich der Gesundheitsver-
sorgung in Baden-Württemberg, jedoch mit unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen und klarer 
Festlegung der Federführung zwischen den Abteilungen. Auch auf Bundesebene teilen sich die 
Abteilungen 5 und 7 bei thematischen Überschneidungen die Gremienarbeit, bspw. in der Ar-
beitsgruppe Gesundheitsberichterstattung, Prävention, Rehabilitation, Sozialmedizin (AG GPRS) 
der Arbeitsgemeinschaft der obersten Landesgesundheitsbehörden (AOLG). 

Mit dem in Folge der Auflösung des Landesbetriebs und der Überführung in kamerale Strukturen 
eingeführten SAP-ERP-System konnte die Auftragsbearbeitung der Laboraufgaben vollumfäng-
lich digitalisiert und damit effizienter gestaltet werden. Ebenso konnte durch die Einführung der 
kameralen Buchführung eine angemessene Planung und Kostentransparenz der Ausgaben er-
reicht werden. 
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Landkreistag Baden-Württemberg
Panoramastr. 37, 70174 Stuttgart

Gemeindetag Baden-Württemberg
Panoramastr. 31, 70174 Stuttgart

Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration 
Baden-Württemberg
Frau Vera Dettenborn
Herr Fatih Ekinci 
Else-Josenhans-Straße 6
70173 Stuttgart
 
 
 

5. Mai 2025

Gemeinsame Stellungnahme LKT und GT zum Bericht gem. § 2a ÖGDG          

Sehr geehrte Frau Dettenborn, sehr geehrter Herr Ekinci,
 
wir bedanken uns für die gesetzlich vorgeschriebene Gelegenheit, zur Eingliederung 
des Landesgesundheitsamt in das Sozialministerium Stellung nehmen zu können.
 
Die erfolgte Eingliederung hat sich aus unserer Sicht grundsätzlich sehr bewährt. Die 
Sichtbarkeit und damit auch das politische Gewicht des öffentlichen Gesundheitsdiens-
tes auf Landesebene hat sich auch dadurch erfreulicherweise erhöht. 
 
In der Außenwahrnehmung ergeben sich infolge der Eingliederung stellenweise Abgren-
zungsschwierigkeiten zwischen den Zuständigkeiten der Abteilung 5 und der Abteilung 
7 (Landesgesundheitsamt) des Sozialministeriums. Gerade mit Blick auf das Themen-
spektrum von „health in all policies“ und der richtigerweise im ÖGD/LGA angesiedelten 
Gesundheitsförderung und Prävention ergeben sich größere Schnittmengen, die eine 
Zuordnung von außen in die Referate 51 und 74 erschweren.
 
Das Landesgesundheitsamt wird auch eingegliedert in das Sozialministerium seiner 
fachlichen Beratungs- und Unterstützungsfunktion zu Gunsten der Gesundheitsämter 
weiterhin gerecht und hat diese gerade im Bereich der Digitalisierung aus Mitteln des 
Pakts für den ÖGD ausgebaut. Wir verbinden diese Stellungnahme mit der Hoffnung, 
dass diese beratende und unterstützende Zusammenarbeit auch in Zeiten der sich deut-
lich verschlechternden Haushaltslage erhalten bleibt.
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Die durchgeführte Reorganisation hat nicht dazu geführt, dass die fachliche Fühlung mit 
der unteren Verwaltungsebene verloren ging. Die während der Pandemie eingeführten 
regelmäßigen digitalen Austauschrunden zwischen Ministerium und Gesundheitsämtern 
tragen hierfür entscheidend bei und sollten fortgeführt werden.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Tim Gerhäusser 
Dezernent

Tobias Spröhnle 

Referent



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 10076

13
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Ministerium für Soziales, Gesundheit und 
Integration Baden-Württemberg 
Frau Ministerialrätin 
Vera Dettenborn 
Nordbahnhofstr. 135 
70191 Stuttgart 
 
Nur per E-Mail: 
vera.dettenborn@sm.bwl.de 
 

Dezernent 
 
 
Bearbeiter 
Daniel Rapp 

E daniel.rapp@staedtetag-bw.de 
T 0711 22921-12 
F 0711 22921-42 

Az 500.1 • Ri  

05.05.2025 

 
 
Stellungnahme des Städtetags zur Evaluation zur Eingliederung des Landes-
gesundheitsamts in das Sozialministerium  
 
 
Sehr geehrte Frau Dettenborn,  
 
vielen Dank für Ihr Schreiben vom 8. April 2025 zur Evaluation hinsichtlich der Effizienz 
der Verwaltungsabläufe durch die Eingliederung des Landesgesundheitsamts in das 
Sozialministerium. Der Städtetag nimmt im Rahmen der Evaluation wie folgt Stellung: 
 
Die Eingliederung des Landesgesundheitsamts in das Sozialministerium hat sich be-
währt. Mit der Eingliederung konnten Synergieeffekte durch die Bündelung von fachli-
chen und strategischen Kompetenzen und Ressourcen erzielt werden. Erfolgsfaktoren 
für die gelungene Eingliederung waren unter anderem, dass das vom Landesgesund-
heitsamt übernommene Personal die Arbeit der unteren Gesundheitsbehörden aus ei-
gener praktischer Anschauung kennt, und der bestehende Austausch mit den Gesund-
heitsämtern in den bewährten Formaten fortgesetzt wurde. 
 
Im ÖGD-Pakt wird zutreffend ausgeführt, dass die Aufgabenvielfalt und Komplexität im 
ÖGD perspektivisch weiter zunehmen werden. Unabhängig von der Trägerschaft und 
vom räumlichen Zuständigkeitsbereich eines Gesundheitsamts wird es in Zukunft noch 
stärker darauf ankommen, passgenaue Lösungen zu entwickeln. Dies betrifft Aspekte 
des ländlichen Raums ebenso wie stadtspezifische Fragen. Die bewährten Arbeitsab-
läufe zwischen dem Landesgesundheitsamt und den unteren Gesundheitsbehörden 
müssen hierfür auch zukünftig gesichert bleiben. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 

Sebastian Ritter 
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